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Die Staatsanwaltschaft für die Verfolgung von Wirtschaftsdelikten teilt mit: 
 
Kanton Bern 
 

Strafuntersuchung gegen ehemaligen Kassier des 
Vereins Kleintierzüchter der Stadt Bern (KTZV) ab-
geschlossen 

Gegen den ehemaligen Kassier des inzwischen aufgelösten KTZV 
wird beim Wirtschaftsstrafgericht des Kantons Bern Anklage wegen 
gewerbsmässigen Betruges, mehrfacher Veruntreuung unter ande-
rem von Mündelgelder und mehrfacher Urkundenfälschung erhoben.  
 

Die Kantonale Staatsanwaltschaft für die Verfolgung von Wirtschaftsdelik-
ten hat Anklage gegen den ehemaligen Kassier des Kleintierzüchterver-
eins der Stadt Bern (KTZV) erhoben. Er wird sich vor dem Wirtschafts-
strafgericht des Kantons Bern (in Dreierbesetzung) wegen gewerbsmässi-
gen Betruges zum Nachteil verschiedener Kunden seiner Versicherungs-
Treuhandfirma, qualifizierter Veruntreuung von Mündelgeldern und einfa-
cher Veruntreuung von Geldern der Kunden seiner Treuhandfirma sowie 
mehrfacher Urkundenfälschung zu verantworten haben. 

Hingegen hat die Untersuchung keine strafbaren Handlungen zum Nach-
teil der Stadt Bern im Zusammenhang  mit dem Darlehen an den KTZV 
beim Neubau der Kleintieranlage in der Berner Eymatt oder zum Nachteil 
des KTZV selber zu Tage gefördert. Gerade der KTZV hatte, ohne dass 
die übrigen Organe davon in Kenntnis gesetzt wurden, beim Neubau der 
Kleintieranlage von den inkriminierten Geldern profitiert. 

Die Untersuchung gegen den Beschuldigten war anfangs 2011 gestützt 
auf eine Anzeige der Organe des damaligen KTZV eröffnet worden.  

Der Prozess vor dem Wirtschaftsstrafgericht findet voraussichtlich anfangs 
September 2015 statt. 

 

Für Auskünfte steht Ihnen bis 11.30 Uhr der Informationsbeauftragte der Staats-
anwaltschaft, Markus Scholl, unter der Nummer 031 634 35 21 zur Verfügung. 


